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Beklagten und‘Berufungsklägers, 

Verfahrensbevollmächtigte5 . 

ÿ 

I R'echts'anwälte— ‚ 

— 

' 
- 

' —80538Münchenw
_ 

gegen 
‚

Ä 

Klägerin undBerufungsbekIagte, 

Prozessbevbllmächtigte: 
_ 

Rechtsánwálté‘Waldorf Frommer, 
' ' 

Beethovenstraße 12, 80336 München,
' 

hat die 14. Zivilkammér des Laridgeerhts Köln
I 

auf die mündliche Verhandlung vom 22.03.2018 

_durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht die Richterin am 

„Landgericht — und den Richter 
' 

‘ 

. 

_

_ 

' 

für Reèht erkannt: 

Die Berufung des Beklagten gegerj das Urteil des Amtsgerichts _Köln vom 

.1_1_.05.2016.'Az,: 137 C 478/15, wird zurückgewiesen.
‘ 

Auf die Anschl‘ussberufung der K'Iägerin wird das Urteil des Amtsgerichts 

Köln vom 11.05.2016, Az.: 137 C 478/15,. teilweise abgeändert .

'



und wird der Beklagte verurteilt, an die Klägerin weitere 100, 00 EUR 

zuzüg|ich Zinsen i H. v.5 % über dem Basiszinssatz seit dem 20 03.2015 
- zu zahlen. 

Der Beklagte trägt- die Kosteri des Berufungsverfahrens 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird. nicht zugelassen. 

AGRÜNDE: 

I. 

Die Klägerin ist lnhaberin der ausschließlichen Filmherstellerrechte an dem Film — u. a. zur Vervielfältigung und öffentlichen Zugänglichmachung. Sie- 

nímmt den'Beklagten auf Zahlung von Lizenzschadensersatz in Höhe von 600,00 

EUR sVOWie vorgerjchtiichei Abmahnkosten in Zusammenhang mit" illegalen 
, Download-Angeboten des streitgegenständliöhen Films im 'Rahmen ‚einer: so 

genanhten F‘ilesharing-Tauschbórse in ArIsprIJch.
I 

Am - wurde ‚um-Uhr und um-Uhr von dem mitteI-s 

WPA2- Verschlüsselung gesicherten Internetanschluss des Beklagten der 

streitgegenständliche Film für andere Nutzer einer so genannten Filesharing- 

Tauschbörse, dem BitTorrent-Netzwerk, zum: Download bereitgehalten. Zwischen 

den Parteien ist nunmehr unstreitig, dass die Rechtsverletzungen von dem damals 

12jährigen Sohn des Beklagten; “dem Zeugen—begangen wurden. 

Die Klägerin ließ den Beklagten mit Schreiben vom _ (Anlage K 4- 1, BL 48‘ .4 

ff. ) abmahnen. Diesbezüglich begehrt die Klägerin Erstattung vorgerichtlicher 

Recht'sanwaltskosten In Höhe von 506, 00 EUR._
- 

Der Beklagte hat bestritten; für die streitgegenstándliche Rechtsverletzung 

verantwortlich zu sein und behauptet, sein Sohn - habe die Rechtsverletzung 

begangen. Er habe seine Kinder Immer Wieder belehrt, dass der Internetzugang nicht 

für illegale Dinge zu gebrauchen sei insbesondere nicht für den Up- und Download 

von Filmen, Musik oder Spielen aus Tauschbörsen. Er selbst sei zur Tatzeit 

berufsbedingt ortsabwesend'in Holland gewesen: Nach Erhalt der Abmahnung habe
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sein Sohn-zugegeben, eñtge‘gen den AnWeièungen seihes'Vaters gehandelt 

"zu haben. 
' 

V

' 

Das Amtsgéridht hat der Klagé i.H.v. 500,00EUR Lizenzsdhadensersàtz sowie' 

506,00 EUR vorgèrichtlicher Réchtsariwaltsgeblühren stattgegebéh und die Klage im 

Übr’igen abgewiesen. Zùr Begründung hat das Amtsgeri’c’ht'im Wesentlichen 

ausgeführt, der Klägerin stünden die zuerkannten Añsprüche jedenfalls aus § 832 '_- 

BGB wegen Verletzung der Aufsichtspflicht'yon Seiten des Beklagten zu. Der . 

‚Beklagte habe. nicht dargelegt, dass er seinen 12jährigen Sohn konkret‘ und 

insbesondere vor der Streitgegenständl'ibhen Urhebérrechtsverleizung ausreichend 

belehrt habe. 
h l 

Im Übrigen wird auf die tatsächlichen Feststellungen in dem angefochtenen Urteil" 

Bezug genommen, § 540 Abs. 1 ZPO._
' 

Hiergegen wendet sich de'r Beklagte mit seiner Berufung; D'er'Beklagte rügt, dass 

das Amtsgericht Seinen erstinstanzlichen. Vortrag" zù Zeitpunkt und Umfang der 

Belehrung nicht äuSreichend gewürdigt habe. Insbesbnder'e habe er bereits in erster’ 

Instanz vorgetragen, dass 
' 

diese Belehrung ’vor der Streitgégenètändlichen. 

Rèchtsverletiung erfolgt sei, wie s'ich bereitsdaraus'ergebe, dass sein Sohñ- 
eingeräumt habe, gégen die Anweisungen Ides,Vaters “Verstoßeh zu haben. Der 

‚Beklagte ist „ferner der Ansicht. er habe der ‚ihn treffenden, sekundären
' 

Darlegungslasf genügtÄDas Amtsgericht habe verkannt, dass. die Bewei_s'l.a_st für eine 

unzureichende Belehrung def Klägerin obliege. 
'

' 

DérBekIagte beantragt, 
' 

. ‘_ 
. 

.
4 

' 

- 

, 
das Urt'eil. des Amtsgerichts-Köln _vom11.05.2016 - 137 C

' 

478/15 - teilweise abzuändern und die Klage insgesamt' 

abqueisen. 

Di_e Klägerin beantragt, 

die Berufung'des Beklagtén zur‘dckz'uweisen.’ 

Im Wege der unselbétstándigen Ánschlussberufüng beantragt dié Klägerin,
’
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das Urteil des Arhtsgerichts Köln vom 11.05.2016 - 137 C ' 

- 478/15 -'teiiweise abzuändern und den Beklagten zu, 
‘ 

verurteilen, an die Klägerin 'weitere 100, 00 EUR nebst 

Zinsen i..H v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 

seit dem 20 03. 2015 zu zahlen 

Der Beklagte beantragt, 

-die'Ansch|ussberufung zurückzuweis'en. 

Die Klägerin verteidigt das erstinstanzliche Urteil, soweit von ihr nicht angegriffen. Sie 

macht sich das Vorbringèn des Beklagten zur Täterschaft seinés Sohnes- zu 

eigen. Die Klägerin bestreitet eine ausreichende Beiéhrung des Sohnes - und 

ist der Ansicht, der Beklagte hafte nach § 832 BGB. Es sei unwahrscheinlich, dass 

-der Sohn des Beklagten die Anweisungen, nichts illegales zu tun, überhaupt 

zutreffend' In ihrer Reichweite erfasst habe. 
_ 

., 

Die Klägerin rügt ferner die teilweise Abweisung des von ihr geltend gemachten 

Anspruchs- auf Zahlung von Lizenzschadensersatz. Sie ist der Ansicht, die Kürzung 

deé Schadenersatzanspruchs sei willkürlich und nicht nachÿollziehbar begründet. Im 

Hinblick darauf, 
_ 

dass bereits regelmäßig nach der „obergerichtlichen und 

höchstrichterlichen Rechtsprechung 
V 

für _das' illegalé DoWnJóad-Angebot „eines 

einzigen Songtiteis bereits ein Schadensersatzanspruch vón 200,00 EUR 

zugespróchen werde, liege der fv‘on ihr geltend igemachfe Schadensersatz von‘ 

600,00 ¡EUR 
_ 

am unteren Rand des nach der Rechtsprechung des 

w Bundesgerichtshofs angemessenen Beirages.
I 

Wegen der Weiteren Einzelheitgn des Sach—.ùnd Streitstandes wird auf‘den 

vorgetragenen Inhalt der von den Parteien gewechselte‘n Schriftsätze und dieÄvon 

den Parteien vorgelegten Unterlagen und Schriftstücke Bezug genommen. 

‘DienKammeIhat Be’weis erhoben gemäß Beweisbeschluss vom 28.09.2017 (BI. 266 - Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Protokoll der 

mündlichen Verhandlung vom 22. 03. 2018 (Blatt 286 fi. GA) Bezug genommen.
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Die; zulässige Berufung ¡[desBeklagten- ist nicht begründet. Die zulässige
i 

.' Anschlussberufung der Klägerin hat in der Sache Erfolg; 

1. Die Klägèrin'hat gegen den’ Beklag't'en-I über deri von dém Amtsgericht bereits. 

zuerkannten Betrag von 500,00 EUR hinaus Ans‘pruch aIJf Zählung weiteren 

Lizenzschadensersatzes in Höhe v0n 100, 00 EUR gemäß § 97 Abs. 2 UrhG iV. m. 

§§ 15, 19 a UrhG._ 

a) Die Klägerin ist als Inhaberin der ausschließlichen Nutzungsrechte an dem 

streitgegenständlichen Film—aktivlegitimiert. 

b) Der Beklagte. ist passivlegitimiert. Zwischen den Parteién'ist unstreitig, dass über
' 

den Internetanschluss des Bekiagten arn -zu den von der_KIäger'|n 
' 

vbrgetragenen Zeitpunkten (Anlage K2 BI 45 GA) der Film ,— im 
' 

Rahmèn einer Filesharing—Tauschbörse anderen Nutzern zum Download angeboten 

wurde Dies stellt eine öffentliche Zugénglichmachung im Sinne von §§ 15,19 a 

UrhG dar
' 

c) Der 
I 

Beklagtè ist' au0h täterschaftlich dafür véraanrtIich', dass der
_ 

streitgegenständliche Film zu den hier fraglichen Zeitpunkten am- 
öffentlich zugänglich gemaCht worden ist. Zwar trägt die Klägerin nach den 

allgemeinen Grundsätzen als An_spr_uchstellerin die Darlegungs— und Beweislast..- 

dafür, dassl-die Voraussetzungen íde's geltend gemachten Anspruchs auf (Lizenz-) 

Schadensersatz. sowie auf Erstattung von Abmahnkosten erfüllf sind. Danach 'is1 es 

grundsätzlich ihre "Sache, darzulegen -und' nachzuweisen, dass der'Beklagte für die 

von ihr behauptete Urheberrechtsverletzung als Täter'ver'antwortlich ist (Vgl. BGH", 

Urteil vom 15.112012 - I ZR 74/12, ‘GRUR 2013, 511 Rn. 32 = WRP 2013, 799 - 
' 

Morpheué; Urteil vom 08.01.2014 - 
I ZR 169/12, BGHz-zoo, 76 Rn. 14 - BearShare, 

AUrteil vbrn 11.06.2015 È I 75/14 — Tauséhbôrse III; Urteil am'12.05.2016 —‘| ZR 48/15 

— Everytime We touch); Ailerdings sprichteiné tatsächliche Vermutung .für eine 

Täterschaft des Añsèhlussinhabers, -wenn.zumr Zeitpunkt der Rechtsverletzung keine 

anderen Personen diesen’lnterr‘ie'tanschluss benutzan konnten. Eine die. tatsächliche Ÿ 

Vermutung ausschließende Nutzungsmöglichkeit Dritter ist anzunehmen, wenn der . 

Internetanschlués zum_Verletzungszejtpunkt nicht hinreichend gesiçhertwa’r oder 

bewusst anderen Personen zur Nutzung Uberlassen wurde.
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lnI Hinblick auf die Verschlüsselung des InternétanéciIlusSes dies Beklagten mit dem 

Standard WPA2 bestehen keine Anhaltspunkte für den Zugriff eines unbefugten 

Dritten auf den Internetanschluss des Beklagten. Dies wird auch von keiner der 

Parteien geltend gemacht
' 

, 

Der Beklagte hàt zwar der ihm als Anschlussinhaber obliegenden sekundären 

DaIlegIIngslast zur Nutzung des Internetahschiusses genügt, inderII er vorgetragen - 

hat, daSs sein Sohn_ die Rechtsverletzung eigenständig begangen habe. 

Dies führt vorliegend jedech nicht Zu einer. EntiasturIg'des Beklagten. Im Érgebnis zu
_ 

Recht hat das Amtsgericht den Beklagten gemäß § 832 BGB wegen Verletzung der 

. Aufsichtspflicht zur Zahlung von Lizenzschadensersatz verurteilt
_ 

Der Beklagte war kraft Gesetzes zur Führung der Aufsichtüber seinen damals 12- 

jährigen und damit minderjährigeh Sohn verpflichtet (§§ 1626~Abs. 1, 1631 Àbs. 1 

BGB). Gemäß § 832 Absf. 1 S.f1 BGB.‘ ist, w'er ukraft Gesetzes zur Führung der 

Aufsicht über eine PeIson verpfliehtet ist, di'e — hier - wegen Minderjährigkeit'der' 

Beaufsichtigung bedarf zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den diese Person» . 

einem Dritten 
' 

widerrechtlich zufügt. Für ¿die streitgegenständlichen 

Rechtsverletzungeñ haftet danach der Beklagte, weii, wie mittien~_eiie zwischen den 
I 

Parteien unstreitig ist, der Sohr- diese im Alter von zwölf Jahrenbegangen 

hat. Der Beklagte hat nicht den ihm nach § 832 Abs. 1 
IS. 2 BGB _obliegAenden 

Entlastungsbeweis geführt dass er seiner Aufsichtspflicht genügt habe oder der 
'Schaden auch bei gehôriger Aufsicht entstanden sein würde; 

' ' 

Zum Umfang und Zeitpunkt der Belehrung war Beweis zu erheben (§ 538 Abs 1 

ZPO), weil der Beklagte bereits in erster Instanz ‚aus'reichend substantiiert unter 

. Beweisantritt-ZIIm inhalt und Zeitpunktder Belehrung vor der Rechtsverletzung 

vorgetragen hat (Schriftsatz vom 10.03.2016, Bl. 106 ff GA ‘ 

A

I 

Entgegen der Ansicht des. Beklagten trifft diesen 'als‘ ‚Auf'siChtspflicht-ige'n _die 

Beweislast für die Erfüllung (der Aufsichtspflieht (vgl. BGH NJW-RR’1987, 13; BGH, 

Urteil vom 15 11. 2012 '— 
I ZR 7_4/12- Morpheus juris Rn. 22) oder die fehlende 

Ursächlichkeit (Palandt-Sprau, BGB, 77. Aufl. 2018 § 832 Rn. 8 m. w. N ). 

Diesen Entlastungsbeweis hat der Beklagte nicht zur Uberzeugung des Gerichts 

geführt. 

Zutreffend hat das Amtsgericht unter BeZugnahme auf die Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs ausgeführt, dass- Eltern verpflichtet sind, die lrIternetnutzung 

ihres minderjährigen Kindeszu beaufsichtigen, um eine Schädigung Dritter durch das
t 

Kind zu verhindern. Dazu zählt die_ Verhinderung der Urheberrechte verletzende'n
I.
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Teilnahnde des Kindesan Tauschbörsen (BGH, 'Urteil ydm 15.11.2012 _- 
Il ZR 74/12, 

Morpheus, jùris Rn. 22 ff.; Urteii v'om 11.06.2015.- | ZR 7/14, Tauschbörse III, juris . 

Rn, 32). Allerdings genügen. Eltern ihrer Aufsichtspflicht über ein normal entwickeltes 

V'Kind. das ih're grundlegenden Gebóte u’n‘d Verbote' befolgt, regelmäßig. bereits 

dadurch, dass 
. 

sie 'das Ki'nd über die Re'chltswidr'igkeit einer 'Teilnahme‘ an 

Internetfauschbörsen belehren und ihm eine Teilnahme daran verbieten (vgl. BGH, 

Urteil vom 11 06 2015 - I ZR 7/14 Tauschbörsen II juris Rn. 32; ‘BGH, Urteil vom 

11 ‚.06 201-5 - i ZR 75/14— Tauschbörsen lll juris R.n 44). Da die Belehrung kein 

Selbstzweck ist, sondern die Erfüllung der Aufsichtspflicht sicher stellen soll, muss 

sie indes in der Weise erfolgen, dass das zu belehrende Kind/der Jugendliche den 

Inhalt der Anweisung, bezogen 'auf (das konkret zu unterlassende‘ Verhalten; auch
' 

tatsächlich versteht. Die Verwendung allgemeine Floskeln, wie der Hinweis „nichts 

illegaies zu tun“, sind aus diesem Grund ailein nicht für eine den Aufsichtspflichtigen 1' 

entlastende Belehrung ausreichend. Dies gilt ' jedenfalls dann, wenn der'_ 

Aufsichtsbedürftilge (noch) keine" konkrete Vorstellùng v_on dem zugelassenen 

Verhalten hat. 
' 

A 

' 
I 

' 

V I

' 

Nach dem Ergebnis def Beweisaufnahme steht nicht zur Überzeugung des Gerichts 

fest, ‘dass'der Beklagteoder'seine Ehefrau, die Zeugin — ihren damals 

minderjährigen Sohn- in auszreichend‘er Form belehrt haben. Die Zeugin- -hat hieriu bekundet, sie Lind ihr Mann! hätten damals nichts vom Computer 

und vomvlnternet-verständen. Sie hätten 'vón Bekannten 96h66, man solle vórsichtig - 

' 
sein mit der Nutzung von Werbung, wb Spiele oder Filme anschauen'könne und man 

bezahlen "müsse, .werin solche Werbung angenomlrnen werde. Sie hätten ihren 

Kindern'mehrfach gesagt, dass sie das nicht machen sollten. Nach der Bekundung 

des Ze‘ugen -war die Belehrung der Söhne. allgemein'gehalten, des' 

Inhaltes, dass diese ,,keine illegalen Dinge“ machen dürften. Ersichtlich war dem 

Sohn — damals, und ‘ist auch heute noch die konkrete Funktionsweise 

einer.Filesharing-Tauschbörse nicht bekannt. Selbst nach sechs Jahren konnte_der 

Zeuge — nunrnehr wesentlich älter, deren. Funktionsweise nicht 

erklären noch erläutern, wie es ietZtendiich zu der Rechtsverletzung gekommen sei.
_ 

' 

Hierzu bekundete der Zeuge_ dass er nicht mehr wisse wie eine 

Tauschbörse 
i 

funktioniere. Der Zeuge — bekundete, dass ihm zum' 

damaligen Zeitpunkt‘bekannt gewesen s'ei,'Was eine TausChbörse sei, dort könne 

man Musik und. Ähnliches illegal Herunterladen. Seiner Mutter, der' Zeu'gin-
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-habe er den Inhalt des Abmahnschreibens jedoch erläutern müssen weil 

sie diesen nicht verstanden habe. 
' ' 

Auf Grundlage dieser Bekundungen hat der Beklagte den ihm obliegenden Beweis, 

_ 

seinen Sohn -ausreichend belehrt zu haben, nicht zur' Uberzeugung des 

.Gerichts geI‘I'JIhIt Keiner der Zeugen hat bekundet, dass der Zeuge —von 
seinen Eltern vor den streitgegenständlichen Rechtsverletzungen auf die 

Besonderheit der Teilnahme an einer lhlte'met-Tauschbörse hingewie'sen worden. 

wäre, insbesondere darauf, dass dabei nicht nur etvvas heruntergeladen, sondern vor 
‚ allen Dingen' die urheberrechtlich geschützten werke für aile anderen'Teilnehmer 

einer Tauschbörse auch zum Download angeboten werden und gerade. dies eine: ‚ 

'schWerwiegende Rechtsverletzung darstellt. Augenscheinlich ist bis ‘heute diese 

Kemponente der Teilnahme an einer Tauschbörse weder den Zeugen- - noch der Zeugin ‘selbst oder dem Zeugen— bewusst} obgleich 

Letzterer doch angab die Funktionsweise einer Täuschbörse zu kennen und bessere 

Kenntnisse zu haben als seine Eltern. 
. 

~ 

' ' I 

Auf Grundlage der Bekundungen der Zeugen ist nicht e'rsichtiich und von dem‘ 

Beklagten nicht bewieSen, dass dieser oder. seine Ehefrau im Zeitpunkt der 
I 

Belehrung seines minderjährigen Sohnes - 'selbst‘ wuèste'n,_ wie eine 

j 
Tauschbörse funktionierte undisie deshàlb "überhaupt in der Lage geWesen wären,

U 

ihren Sohn-ausreichend aufzuklären.
" 

' 

Da bereits eine ausreichende Belehrung nicht zur Überzeugung des Gerichts
' 

bewiesen ist, kann dahinstehen, ob der Beklagte nicht ohnehin gehalten war, die ' 

lnternetnutzung seinee Sohnes -nä_her zu-kontrollierén. Diesi'm Hinblick 
V 

darauf, dass. der Sohn - sich nach seiner Aussage eben nicht an die 

Anweisungen gehalten hatte und dies, nach Seinem Bekunden, von den Eltern auch ‘ 

bemerkt worden war und Anlass für wiederholte Erma'hnungen „die's nicht zu tun“ 

gewesen war. 
' ' 

I 
V 

i ' 

Àuf das'Verschulden des Aufsichtsbedürftigen kommt es grundsätzlich nicht ran 

(Palandt — Sprau, -BGB § 832 Rn. 7). Der Aufsichtspflichtige haftet für eigenes 

- vermutetes schuldhaftes Handeln, nämlich, dass es seine Aufsichtspflicht schuldhaft 

verletzt hat, indem er die im konkreten Fall erforderlichen Handlungen ganz oder 

teilweise unterlassen hat.
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d) § 832 BGB begründet eine Haftung fü'r vermutetes Verschulden. Hingegen kommt 

. es auf ein Verschulden des Aufsichtsbedürftigen nicht an. Vermutet wird ferner dass 

> zwischen der Verletzung der Aufsichtspflicht und dem entstandenen Schaden ein 

ursächlicher Zusammenhang besteht (Palandt — Sprau, BGB, § 832 Rn. 1, 7 rn.w.N.). 

e) Der Klägerin steht gegen den: Beklagten der Höhe nach der geltend _gemac'hte' 

Schadensersatzanspruch wegen 
' 

des' u'nberech'tigtèn 'Anbietens. ' 

des 

streitgegensténdlichen Films in Filesharing- Netzwerken aus §§ 97 Abs. 2 15 Abs 2 

i.Vm.19aUrhGi...Hv 60000 EURzu. 

‚ Für den Schadensersatzanspruch entspricht es.der Rechtsprechung derKamme‘r. 

als Anhaltspunkt für die Schadensèèhätzung gemäß § 287 ZPO auf die Beträge 

abzustellen, die für vergleichbare Nutzungsarten vereinbart werden. Dér Kammer i'st' 

aus einer Reihe vo'n Fällen gerichtsbekannt, dass bereits für die zeitlich _und räumlich 

. beschränkte Lizenz zum 'Anbieten eines einzelnen" MusikstückS‘ im Internet 

Lizenzgebühren im vierstèlligen Euro-Bereich I/ereinbart werden. AIIch aus diesem 

Grund- setzt. die Kammer in ständiger Rechtsprechung für“ das Angebot von 

MusikaIIfnahmen über FileéharingnétzWerke im Internet für den “Regelfall jeweils 

200,00 EUR pro Musiktitel als angemessenèn Schadensersatz an. Dies entspricht 

der obergerichtnlichen (vergleiche etwa OLG Köln, UrteilÏvom' 06.12.2015 - 6 U
j 

209/13; OLG Hamburg, Urteil' vom 05.11.2013 — 5 U 222/10; OLG Frankfurt, Urteil 

vom 15.07.2014 —‚11 U 115/13; Urteil v a_16.12.2014 -— 11 U/14) _Und auch der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung (vergleiche ‘BGH, Urteile Vorn 11 06. 2015 zu I 

ZR 4/14, I ZR 19/14 und I ZR 75/14— Tauschborse I III; UrteiI vom 12. 05. 2016 —| ZR 7 

48/15— Everytime we touch) 

In Anbetracht dessen hält die Kammer ebenfalls in ständiger Rechtsprechung das 

Verlangen von. Lizenzschadensersatz im Bereich von 400, 00 EUR- 600, 00 EUR für
V 

das rechtswidrige Angebot eines Filmwerkes irn Ràhmen eines Filés‘haring- 

' Netzwerkes nicht für übersetzt (vgl. etwa Urteil der Kammer vom 07.05.20.15 — 1'4 S 

44/14 — und Urteil vom 06.08.2014 -— 14 S 5/14). 
‚

4 

‘ 

Auch der von der Klägerin vorliegend geltend gemachte Ánspruch .auf Zahlung von 

LizenzsóhiadensersatzA von 600,00 EUR erachtet die Kammer gerhäß § 287 ZPO 

nicht für übersetzt. Anhaltspunkte für eine Kürzùng des Anspruchs um 100,00 EUR, 

wie sie der das Amtsgericht vorgénommen hat, sind von dem Amtsgerichtnicht 

'nachvollziehbar darge__tan, die Kürzung erscheint in der. Sache nicht gerechtfertigt.
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Dies vor dem Hintergrund, dass sich der streitgegenständliChe Film, welcher 

ausweislich Anlage K1 (Bi. 63 GA) 2011 produziert worden ist, im Zeitpunkt-der 

Rechtsverletzung 'Anfang 2012 ~ (10.03.2012) noch in seiner “aktuellen 

Verwertungsphase befand. Auch im Hinblick auf -_den_ Umfang des 

"streitgegenständlilchen Filmes, welcher eirie Laufzeit von 84 Minuten hat'(An|age K 1., 

BI. 63 GA) erscheint ein Lizenzschadensbetrag von 600, 00 EUR keinesfalls, 

übersetzt, denn dieser erreicht lediglich das Dreifache des Betrages, welcher 

regelmäßig für das illegale Download-Angebot einer Single In der höchstrichterlichen ‚ 

Rechtsprechung mit 200,00 EUR für angemessen erachtet wird.(vgl. BGH, Urteil vom 

12.05.2016, i Z_R 48/15 — Everytime we touch, jurisRn: 56). Zu berücksichtigen ist. 

hierbei ferner. dass 
V 

eine ïSingle Wéder 
I 

nach ”Spield‘auerp no‘ch ‘nach 

Produktionskosten auch nur annähernd die Werte erreicht wie Filme der 

streitgegenständlichen Art 

2. Der v'on der Klägerin. geltend gemachte Anspruchiauf Erstattun'g vorgerichtlicher
I 

'RéchtsanWaltsgebühren für die Abmahnung ‚vom 09.05.2012 ist gemäß § 97 a Abs‘. 1 

S. 2 .UrhG a.F. begründet.'Die Klágérin berechnet ihren Anspruch zutreffend" nach 

einem Gegenstandswert von 10.000,00 EUR in Hôhe einer 1,0 Geschäftsgebühr 

nach Nr. 2300 W RVG zuzüglich einer Auslagenpausbhale nach Nr. 7:002W RVG 

mit 506,00 EUR (S. 32 'der Anspruchsbegründung, BI. 39 GA). 

3. Der Zin'sanspruch ergibt sich aus §§ 291, 288 Abs. 1 ‚BGB. 

III. .. . 

. _ 

__ 

Die Kostenent's‘cheidung beruht '§§ 91 Abs. 1, 97 Abs. 1- ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläùfigen Vollstreckbarkeit ergibt siCh aus §§ 708 Nr. 10, 713
5 

. ZPO. 

Iv. 

'Die Voraussetzungen für eine Zulass’ung der Revision sind nicht erfüllt. Die Kammer 

weicht mit dieser. Entscheidung weder von' einer Entscheidung des,
i 

Bun'desgetichtshzofs ab, noch hat die Sáche übèr die Rechtsanwendung aùf‘den 

Einzeifaii hinaus grundsätzliche Bédeutung oder ist zur Sicherung 'einer.einheitiichen 

Rechtsprechung erforderlich (543'Abs; 2 ZPO).. .'
l

_
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Die Beschwer i_m_Be.rufungsverfahren wilrd auf_1106,00 EUR festgesetzt.
' 

_Beglaubigt 

Urkundsbeamter/in der Geschäftsstelle ç 

. LandgerichtKÔln_ '


